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Sehr geehrte Frau Pawelski,

im Anschluss an unser Gespräch am 3. Juli 2019 in München zur Frage der Verfas-
sungsmäßigkeit von Onlinewahlen im Rahmen der Sozialversicherungswahlen hatten
Sie mich um eine kurze zusammenfassende Stellungnahme gebeten. Dieser Bitte
komme ich gerne nach

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen eine - entsprechend technisch sicher ausge-
staltete - Onlinewahl sind nicht ersichtlich. Insbesondere lässt sich die Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom 3. März 2009 (BVerfGE 123, 39 ff. ) nicht gegen
die Verfassungsmäßigkeit derartiger Onlinewahlen ins Feld führen

Die wesentliche verfassungsrechtliche Frage ist dabei, ob diese Onlinewahlen mit
dem in BVerfGE 123, 39, 68 ff. entwickelten Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl
vereinbar sind. Die Erwägungen der Entscheidung lassen sich schon deshalb nicht
übertragen, weil die Sozialversicherungswahlen nicht mit den entscheidungsgegen-
ständlichen Wahlen zum Deutschen Bundestag vergleichbar sind: Die Sozialversiche-
rungswahlen werden schon bislang nur mittels Briefwahl durchgeführt. Zu großen
Teilen kommt das Instrument der Friedenswahl zum Einsatz, das heißt es wird gar
keine Wahlhandlung durchgeführt. Gewählt werden Organe der funktionalen Selbst-
Verwaltung. Der Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl wiederum ist nicht ausdrück-
lich im Grundgesetz normiert. Er wird vom Bundesverfassungsgericht aus Art. 38
i. V. m. 20 Abs. 1 u. 2 GG hergeleitet; die Argumente hierfür sind auf die fundamenta-
le demokratische Bedeutung der Wahlen zum Deutschen Bundestag zugeschnitten:

"Grundlage der Öffentlichkeit der Wahl bilden die verfassungsrechtlichen
Grundentscheidungen für Demokratie, Republik und Rechtsstaat (... ). Die Wahl
der Volksvertretung stellt in der repräsentativen Demokratie den grundlegen-
den Legitimationsakt dar. Die Stimmabgabe bei der Wahl zum Deutschen Bun-
destag bildet das wesentliche Element des Prozesses der Wiltensbildung vom
Volk zu den Staatsorganen und damit zugleich die Grundlage der politischen
Integration. Die Beachtung der hierfür geltenden Wahlgrundsätze und das
Vertrauen in ihre Beachtung sind daher Voraussetzungen funktionsfähiger
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Demokratie. Nur durch die Möglichkeit einer Kontrolle, ob die Wahl den ver-
fassungsrechtlichen Wahlgrundsätzen entspricht, kann sichergestellt werden,
dass die Delegation der Staatsgewalt an die Volksvertretung, die den ersten
und wichtigsten Teil der ununterbrochenen Legitimationskette vom Volk zu
den mit staatlichen Aufgaben betrauten Organen und Amtsträgern bildet, nicht
an einem Defizit leidet. Die demokratische Legitimität der Wahl verlangt nach
Kontrollierbarkeit des Wahlvorgangs, damit Manipulation ausgeschlossen oder
korrigiert und unberechtigter Verdacht widerlegt werden kann. Nur dies er-
möglicht begründetes Vertrauen des Souveräns in die Ordnungsmäßigkeit der
Bildung des Repräsentationsorgans. (... ). Nur wenn sich das Wahlvolk zuver-
lässig selbst von der Rechtmäßigkeit des Ubertragungsaktes überzeugen kann,
wenn die Wahl also 'vor den Augen der Öffentlichkeit' (... ) durchgeführt wird,
kann das für das Funktionieren der Demokratie und die demokratische Legiti-
mität staatlicher Entscheidungen notwendige Vertrauen des Souveräns in die
dem Wählerwillen entsprechende Besetzung des Parlaments gewährleistet
werden. " (BVerfGE 123, 39, 68 f.)

Diese Ausführungen passen nicht auf die Sozialversicherungswahlen mit ihrem ganz
anderen Charakter. Deshalb ist bereits sehr zweifelhaft, ob das Bundesverfassungs-
gericht den Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl für die Sozialversicherungswahlen
überhaupt entsprechend anerkennen würde.

Selbst wenn man trotzdem annimmt, der Grundsatz der Öffentlichkeit habe auch für
die Sozialversicherungswahlen Bestand, dann steht dies der Verfassungsmäßigkeit
von Onlinewahlen in diesem Fall dennoch nicht entgegen. Aus allgemeinen verfas-
sungsrechtlichen Erwägungen sind Abweichungen vom Grundsatz der Öffentlichkeit
der Wahl möglich. Wie auch BVerfGE 123, 39, 71 zu entnehmen ist, können insbe-
sondere die anderen - geschriebenen - Wahlrechtsgrundsätze Abweichungen vom
Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl rechtfertigen. Eine offensichtliche Abwei-
chung ist das Institut der Briefwahl; die grundsätzliche Verfassungskonformität der
Briefwahl hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 9. Juli 2013
(BVerfGE 134, 25 ff. ) erneut bestätigt. Der Gesetzgeber hatte die Möglichkeit der
Briefwahl zuvor (nominell) massiv ausgeweitet, weil er die Voraussetzung der Glaub-
haftmachung eines besonderen Grundes für die Beantragung der Briefwahl abge-
schafft hatte. Das Bundesverfassungsgericht sah die dadurch bewirkte Abweichung
vom Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl durch den gegenläufigen Grundsatz der
Allgemeinheit der Wahl gerechtfertigt:

"Der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl stellt jedenfalls im Zusammen-
hang mit der Briefwahl eine zu den Grundsätzen der Freiheit, Geheimheit und
Öffentlichkeit der Wahl gegenläufige verfassungsrechtliche Grundentschei-
düng dar, die grundsätzlich geeignet ist, Einschränkungen anderer Grundent-
Scheidungen der Verfassung zu rechtfertigen. " (BVerfGE 134, 25 Rn. 13).

Da bei den Sozialversicherungswahlen die Briefwaht ohnehin schon bisher als einzi-
ge Wahlform akzeptiert ist, kann hier auch nicht von "der Urnenwahl als Leitbild"
(BVerfGE 134, 25 Rn. 15) ausgegangen werden. Durch die zusätzliche Einführung
der Möglichkeit der Onlinewahlen ist keine wesentliche Abweichung vom bisherigen
Konzept der reinen Briefwahl erkennbar. Da bei den Sozialversicherungswahlen die
Wahlbeteiligung niedrig ausfällt und vor allem jüngere Wahlberechtigte kaum er-
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reicht werden, gewinnt der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl noch zusätzliches
Gewicht. Die Einführung neuer Instrumente wie der Onlinewahten, um dem Grund-
satz der Allgemeinheit der Wahl Geltung zu verschaffen, lässt sich damit rechtferti-
gen.

Aus diesen Gründen ist verfassungsrechtlich nichts Grundsätzliches gegen Online-
wählen im Rahmen der Sozialversicherungswahlen einzuwenden. Selbstverständlich
sind sie technisch so auszugestalten, dass sie vor Manipulation geschützt sind.

Abschließend ist in politischer htinsicht anzumerken, dass sich hier eine Möglichkeit
eröffnet, die Digitalisierung in sinnvoller Weise voranzubringen und erfolgreich
durchgeführte Onlinewahlen bei den Sozialversicherungswahlen ein Modell für Wah-
len in anderen Bereichen sein könnten.

Mit fre dlichen Grüßen

Prof em. Dr es. . c. hlans-Jü gen pier


